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In eigener Sache 

Einladung zum diesjährigen Ehrenamtspreis 
Am 17. 11.2018 verleiht der Flüchtlingsrat NRW 
e.V. zum zweiten Mal seinen Ehrenamtspreis. Da-
mit soll das ehrenamtliche Engagement von in der 
Flüchtlingshilfe aktiven Initiativen und Einzelper-
sonen in NRW geehrt werden.  
Die Verleihung des Ehrenamtspreises 2018 wird 
vorgenommen: 
 
am 17. November 2018 von 15 bis 19.30 Uhr im 
Kulturzentrum Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt-
Allee 100, 45326 Essen (Altenessen) 
 
Initiativen können ihr Engagement auf der Preis-
verleihung an einem Infostand oder einer Stell-
wand präsentieren und sich mit anderen Aktiven 
austauschen und vernetzen. Um eine Anmeldung 
an aktionen.at.frnrw.de wird gebeten, da die Teil-
nehmerzahl begrenzt ist. Bitte teilt uns in der An-
meldung mit, ob Ihr die Möglichkeit zur Präsenta-
tion Eures Engagements nutzen werdet.  
Seit dem 24. September wird jede Woche eine der 
acht für den Ehrenamtspreis nominierten Initiati-
ven und Einzelpersonen auf unserer Facebook-
seite www.facebook.com/FluechtlingsratNRW/ 
mit einem Video präsentiert, das Studierende der 
Hochschule Düsseldorf über das Engagement an-
gefertigt haben.  
 
Programmheft Ehrenamtspreis 
 
FRNRW – Flüchtlingsrat NRW: Im Endspurt zum 
Ehrenamtspreis 2018! Vorstellung der nominierten 
Initiativen und Einzelpersonen beginnt 
(24.09.2018) 
 
 
Fachtag Ehrenamt: Solidarisch bleiben! Per-
spektiven für das Ehrenamt in der Flüchtlings-
arbeit in NRW 
Am 13.10.2018 veranstaltet der Flüchtlingsrat 
NRW in Kooperation mit dem International Office 
der Evangelischen Hochschule Rheinland-Westfa-
len-Lippe einen Fachtag zu den veränderten Rah-
menbedingungen des ehrenamtlichen Engage-

ments in der Flüchtlingsarbeit in NRW. Der Flücht-
lingsrat NRW lädt ehrenamtlich in der Flüchtlings-
arbeit Engagierte von 9:30-13:30 Uhr in die Räum-
lichkeiten der Evangelischen Hochschule nach Bo-
chum zu einer Einführung in aktuelle flüchtlings-
politische Debatten und unterschiedlichen Work-
shops ein.  
In einer Pressemitteilung vom 01.10.2018 erklärt 
die Geschäftsführerin des Flüchtlingsrates NRW 
anlässlich des Fachtages: „Die ehrenamtliche Un-
terstützung von Flüchtlingen z.B. bei der Woh-
nungs- und Arbeitssuche ist nach wie vor unerläss-
lich. Aufgrund der zunehmenden Restriktionen 
und gesetzlichen Verschärfungen gilt es jedoch, 
das ehrenamtliche Engagement verstärkt auch po-
litisch auszurichten. Auf dem Fachtag beschäftigen 
wir uns deshalb mit der Frage: Wie können Ehren-
amtliche im Spannungsfeld von Unterstützung und 
Kritik handeln und wirken?“ 
 
FRNRW – Solidarisch bleiben! – Fachtag Ehrenamt 
13.10.2018  
 
FR NRW – Fachtag Ehrenamt „Solidarisch bleiben! 
Perspektiven für das Ehrenamt in der Flüchtlings-
arbeit in NRW“  
 
 
Pressemitteilung der Landesflüchtlingsräte ge-
gen Rassismus und Abschiebewahn 
In einer gemeinsamen Pressemitteilung vom 
07.09.2018 rufen die Landesflüchtlingsräte zur an-
tirassistischen Parade „United Against Racism“ am 
29.09.2018 in Hamburg sowie zur Großdemonst-
ration am 13.10.2018 in Berlin auf. Die Flüchtlings-
räte wenden sich gegen rechte Hetze, die die der-
zeitige Migrationspolitik bestimme und gegen bru-
tale Repression und Entmenschlichung von Flücht-
lingen. Den menschenverachtenden Debatten soll 
Solidarität entgegengesetzt werden. 
Die Aufrufe zu den Demonstrationen sind auf den 
Webseiten der Bündnisse „We’ll Come United!“ 
und „#unteilbar“ zu finden. Laut ZDF.de waren 
dem Aufruf in Hamburg am 29.09.2018 zehntau-
sende Menschen gefolgt, die unter dem Motto 
„Gemeinsam gegen Rassismus“ demonstrierten. 

javascript:linkTo_UnCryptMailto('jxfiql7xhqflkbkXcokot+ab');
https://www.facebook.com/FluechtlingsratNRW/
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ehrenamtliche/2018_Ehrenamtspreis-1.pdf
https://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/fluechtlingsrat-nrw-im-endspurt-zum-ehrenamtspreis-2018-vorstellung-der-nominierten-initiativen-und.html
https://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/fluechtlingsrat-nrw-im-endspurt-zum-ehrenamtspreis-2018-vorstellung-der-nominierten-initiativen-und.html
https://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/fluechtlingsrat-nrw-im-endspurt-zum-ehrenamtspreis-2018-vorstellung-der-nominierten-initiativen-und.html
https://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/fluechtlingsrat-nrw-im-endspurt-zum-ehrenamtspreis-2018-vorstellung-der-nominierten-initiativen-und.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/artikel/f/r/solidarisch-bleiben-fachtag-ehrenamt-13102018.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/artikel/f/r/solidarisch-bleiben-fachtag-ehrenamt-13102018.html
https://www.frnrw.de/top/artikel/f/r/fachtag-ehrenamt-solidarisch-bleiben-perspektiven-fuer-das-ehrenamt-in-der-fluechtlingsarbeit-in-nrw.html
https://www.frnrw.de/top/artikel/f/r/fachtag-ehrenamt-solidarisch-bleiben-perspektiven-fuer-das-ehrenamt-in-der-fluechtlingsarbeit-in-nrw.html
https://www.frnrw.de/top/artikel/f/r/fachtag-ehrenamt-solidarisch-bleiben-perspektiven-fuer-das-ehrenamt-in-der-fluechtlingsarbeit-in-nrw.html
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Die Landesflüchtlingsräte – Für ein solidarisches 
und angstfreies Leben! Gegen Rassismus und Ab-
schiebewahn! (07.09.2018) 
 
We'll Come United! – Gegen Abschiebung, Aus-
grenzung und rechte Hetze – für Bewegungsfrei-
heit und gleiche Rechte für alle!  
 
#unteilbar – Für eine offene und freie Gesellschaft 
– Solidarität statt Ausgrenzung! 
 
ZDF.de – Hamburg: Parade gegen Rassismus 
(29.09.2018) 
 

 
FR NRW – Ab sofort via RSS-Feed auf dem 
Laufenden bleiben! 
Der Flüchtlingsrat NRW bietet ab sofort einen RSS-
Feed (Nachrichtenticker) an. Interessierte können 
diesen abonnieren, um sich sehr zeitnah über un-
sere Kampagnen, Aktionen und Presseerklärungen 
zu informieren sowie Mitteilungen aus dem Be-
reich der Flüchtlingspolitik zu erhalten. Alle Arti-
kel, die aktuell auf unserer Website erscheinen, 
werden im RSS-Feed angezeigt. 
 
FR NRW – Ab sofort via RSS-Feed auf dem Laufen-
den bleiben! 

Aus aktuellem Anlass 

Beileidsbekundung zum Tod der Rechtsan-
wältin Stephanie Lampe aus Bielefeld 
Mit großem Bedauern teilen wir mit, dass die 
Rechtsanwältin Stephanie Lampe aus der Kanzlei 
„Rainer Hofemann, Catrin Hirte-Piel und Partner“ 
nach kurzer schwerer Krankheit gestorben ist. 

Stephanie Lampe arbeitete schwerpunktmäßig im 
Asyl- und Aufenthaltsrecht und trat gemeinsam 
mit Catrin Hirte-Piel in kommunalen und überregi-
onalen Arbeitskreisen für die Rechte und den 
Schutz von Flüchtlingen ein. Der Flüchtlingsrat 
NRW spricht ihrer Familie und ihren Freundinnen 
und Kolleginnen sein herzliches Beileid aus. 

Aus den Initiativen

PRO ASYL zum Aktionstag gegen Abschie-
bungen 
Zum Aktionstag gegen Abschiebung und zum Ge-
denken an die Opfer von Abschiebungshaft hat 
PRO ASYL am 30.08.2018 eine Presseerklärung 
herausgegeben. PRO ASYL sieht die Inbetrieb-
nahme neuer Abschiebungshaftanstalten kritisch 
und befürchtet, dass mehr Haftplätze auch mehr 
Häftlinge bedeuten. Dabei werde Abschiebungs-
haft oft zu Unrecht verhängt. Die Erfahrungen von 
Hilfsinitiativen zeigten, dass höherinstanzliche Ge-
richte häufig die Rechtswidrigkeit der Haft attes-
tierten. Zu befürchten sei ein Anstieg von seit 
Jahrzehnten bekannten Problemen wie extremem 
Stress und verletzten Gerechtigkeitsgefühlen, die 
u. a. zu Aggressionen und schweren psychischen 
Erkrankungen bis hin zum Suizid führten. 

Seit 2001 wird der 30. August von Flüchtlingsinitia-
tiven als bundesweiter Aktionstag gegen Abschie-
bungen begangen, da seit 1983 vier Todesfälle im 
Zusammenhang mit Abschiebungsmaßnahmen an 
eben diesem Tag bekannt wurden. 
PRO ASYL warnt vor einer Normalisierung der Ab-
schiebungshaft, die auch die rechtswidrigen Ge-
richtsentscheidungen zur Normalität werden lie-
ßen. 
PRO ASYL – 30. August 2018 – Aktionstag gegen 
Abschiebungen und Gedenken an die Opfer der 
Abschiebungshaft (30.08.2018) 
 
 
Kampagne „Zukunft für Alle – Schule ohne 
Abschiebung“ 
Zum Weltkindertag am 20.09.2018 fand im Rah-
men der Kampagne gegen die Abschiebung von 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20180907_Gemeinsame_Pressemitteilung_Landesfluechtlingsraete.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20180907_Gemeinsame_Pressemitteilung_Landesfluechtlingsraete.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20180907_Gemeinsame_Pressemitteilung_Landesfluechtlingsraete.pdf
https://www.welcome-united.org/de/aufruf/
https://www.welcome-united.org/de/aufruf/
https://www.welcome-united.org/de/aufruf/
https://www.unteilbar.org/aufruf/
https://www.unteilbar.org/aufruf/
https://www.zdf.de/nachrichten/heute-19-uhr/steffen-wachs-hamburg-100.html
https://www.zdf.de/nachrichten/heute-19-uhr/steffen-wachs-hamburg-100.html
https://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/ab-sofort-via-rss-feed-auf-dem-laufenden-bleiben.html
https://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/ab-sofort-via-rss-feed-auf-dem-laufenden-bleiben.html
http://go.proasyl.de/nl/o56x/lgguk.html?m=AMsAABR2lXIAAbTww6IAAGWo4wEAAAAAEhMAFqrwAAS0dQBbh4JB2lTspOzPQkGeN9BhPryMtgAEgik&b=c1a864d8&e=b1f9f2bd&x=SSw5yGX4gtrPTGHvLUuauA
http://go.proasyl.de/nl/o56x/lgguk.html?m=AMsAABR2lXIAAbTww6IAAGWo4wEAAAAAEhMAFqrwAAS0dQBbh4JB2lTspOzPQkGeN9BhPryMtgAEgik&b=c1a864d8&e=b1f9f2bd&x=SSw5yGX4gtrPTGHvLUuauA
http://go.proasyl.de/nl/o56x/lgguk.html?m=AMsAABR2lXIAAbTww6IAAGWo4wEAAAAAEhMAFqrwAAS0dQBbh4JB2lTspOzPQkGeN9BhPryMtgAEgik&b=c1a864d8&e=b1f9f2bd&x=SSw5yGX4gtrPTGHvLUuauA
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Schülerinnen des Roma Antidiscrimination Net-
work (RAN) ein bundesweiter Aktionstag statt, an 
dem sich nach Angaben der Initiatorin Jugendliche 
in verschiedenen Städten beteiligt haben. Die 
Kampagne fordert die bedingungslose Umsetzung 
des Artikel 28 der UN-Kinderrechtskonvention in 
Deutschland, dem Recht des Kindes auf Bildung. 
Das RAN setzt bei den Schulen an und will Ab-
schiebungen in Schulen gesellschaftlich ächten, 
vor Ort verhindern und mittelfristig gesetzlich ver-
bieten. Dazu sollen Schulen, Kooperationspartne-
rinnen, Schülerinnen/-Vertretungen und Einzel-
personen im kreativen Protest unterstützt und 

vernetzt werden, um den Druck auf die Politik zu 
erhöhen. An jedem Weltflüchtlingstag (20. Juni) 
und an jedem Weltkindertag (20. September) soll 
es bundesweit dezentrale Protestaktionen geben. 
 
Roma Center Göttingen e.V. – Zukunft für alle am 
Weltkindertag (24.09.2018) 
 
Roma Antidiscrimination Network (RAN) – Hinter-
gründe der Kampagne Zukunft für Alle – Schule 
ohne Abschiebung (20.03.2018) 
 

 

Europa 

Abschiebungen von Spanien nach Marokko 
und Deportationen ins marokkanische Lan-
desinnere 
Am 12.08.2018 berichtete die Frankfurter Rund-
schau, dass marokkanische Sicherheitsbehörden 
derzeit Migrantinnen von den Küsten ins Landes-
innere deportieren. Die Zahl von Menschen, die 
versuchen von Marokko in die spanischen Exkla-
ven bzw. direkt übers Meer nach Spanien zu kom-
men, war zuvor gestiegen. Der Marokkanische 
Verband für Menschenrechte (AMDH) berichte 
von Razzien und illegalen Festnahmen in Städten 
wie Nador und Tanger, sowie von zerstörten Zelt-
lagern. Die Flüchtlinge seien gewaltsam in Bussen 
mit Handschellen aneinandergekettet und in den 
Süden des Landes gebracht worden. 
Derweil berichtete ZEIT ONLINE am 23.08.2018 
unter Berufung auf die spanische Tageszeitung El 
País von 116 Migrantinnen, die am 22.08.2018 
den sechs Meter hohen Grenzzaun zur spanischen 
Exklave Ceuta überwunden hätten und von den 
spanischen Behörden zurück nach Marokko abge-
schoben werden würden. Dieses Verfahren ba-
siere auf einem Rücknahmeabkommen von 1992 
zwischen Spanien und Marokko, zu dem nach An-
gaben von El País bislang nichts bekannt war. 
 
Frankfurter Rundschau – Marokko deportiert Mig-
ranten ins Landesinnere (12.08.2018) 
 
ZEIT ONLINE – Migranten aus Ceuta werden nach 
Marokko abgeschoben (23.08.2018) 

 
 
Verhandlungen über Rücknahmeabkommen 
mit Italien 
Nachdem die Bundesregierung mit Spanien und 
Griechenland Rücknahmeabkommen geschlossen 
hat, scheinen sich die Verhandlungen mit Italien 
schwieriger zu gestalten. Wie tagesschau.de am 
13.09.2018 berichtete, sähen die bisherigen Ab-
kommen vor, dass Migrantinnen, die bereits in 
Spanien respektive Griechenland einen Asylantrag 
gestellt haben und an der deutsch-österreichi-
schen Grenze aufgegriffen wurden, binnen 48 
Stunden in das jeweilige Land zurückgeschoben 
werden könnten. Ein ähnliches Abkommen sei mit 
Italien vorgesehen. Am 14.09.2018 berichtete die 
Süddeutsche Zeitung über die Bedingungen, die 
der italienische Innenminister Salvini an ein sol-
ches Abkommen knüpfe. Neben der bereits im Ab-
kommen enthaltenen Bedingung, dass Deutsch-
land für jede nach Italien rückgeführte Person ei-
nen aus Seenot geretteten Flüchtling aufnehme, 
erwarte Italien, dass Deutschland sich für eine Än-
derung der Regeln für die EU-Mission Sophia so-
wie für eine Reform des Dublin-Systems einsetze. 
Das Bundesinnenministerium gehe dennoch von 
einer baldigen Unterzeichnung aus. 
PRO ASYL kritisierte in einer Pressemitteilung vom 
13.09.2018 die Rücknahmeabkommen der Bun-
desregierung. So würde ein faktisch rechtsfreier 
Raum geschaffen, der die Rechtswegegarantie des 
Grundgesetzes und des Europarechts aushebele. 

http://www.roma-center.de/zukunft-fuer-alle-am-weltkindertag/
http://www.roma-center.de/zukunft-fuer-alle-am-weltkindertag/
http://www.roma-center.de/zukunft-fuer-alle-schule-ohne-abschiebung-2/
http://www.roma-center.de/zukunft-fuer-alle-schule-ohne-abschiebung-2/
http://www.roma-center.de/zukunft-fuer-alle-schule-ohne-abschiebung-2/
http://www.fr.de/politik/flucht-zuwanderung/fluechtlinge-marokko-deportiert-migranten-ins-landesinnere-a-1561699
http://www.fr.de/politik/flucht-zuwanderung/fluechtlinge-marokko-deportiert-migranten-ins-landesinnere-a-1561699
https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2018-08/spanien-ceuta-marokko-fluechtlinge-abschiebung
https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2018-08/spanien-ceuta-marokko-fluechtlinge-abschiebung
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Die Dublin-Verordnung, die ein förmliches Verfah-
ren vorsehe, werde gezielt umgangen. 
 
tagesschau.de – „Es ist vor allem Symbolpolitik“ 
(13.09.2018) 
 

Süddeutsche Zeitung – Salvini knüpft Abkommen 
mit Seehofer an Bedingungen (14.09.2018) 
 
PRO ASYL – Der Rechtsstaat wird gezielt ausgehe-
belt (13.09.2018) 

Deutschland 

Sammelabschiebungen nach Afghanistan 
Wie die WELT am 15.08.2018 berichtete, wurden 
in der Nacht zuvor 46 Afghanen aus verschiede-
nen Bundesländern vom Flughafen München aus 
nach Kabul abgeschoben. Darunter seien laut Bun-
desinnenministerium 22 Straftäter. In einer Pres-
semitteilung vom 15.08.2018 kritisierte der Baye-
rische Flüchtlingsrat die Abschiebungspraxis. Un-
ter den Abgeschobenen seien mindestens drei 
Menschen mit schweren psychischen Erkrankun-
gen.  
Am 30.08.2018 veröffentlichte der Hohe Flücht-
lingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) 
neue Qualitätsrichtlinien bezüglich der Bewertung 
des internationalen Schutzbedarfs von Asylsu-
chenden aus Afghanistan. Daraus geht unter ande-
rem hervor, dass die Menschenrechts- und Sicher-
heitslage in Kabul zu schlecht sei, um als „interne 
Fluchtalternative“ in Betracht zu kommen. PRO 
ASYL und Amnesty International forderten deshalb 
mit Pressemitteilungen vom 10.09.2018 erneut, 
Abschiebungen nach Afghanistan auszusetzen und 
wiesen darauf hin, dass Finnland dies direkt nach 
dem Erscheinen der Richtlinien umgesetzt habe. 
Gleichwohl wurden laut MiGAZIN vom 13.09.2018 
in der Nacht vom 11. auf den 12.09.2018 und laut 
SPIEGEL ONLINE vom 03.10.2018 am 02.10.2018 
jeweils 17 Afghanen in einem Charterflug vom 
Flughafen München aus abgeschoben. 
 
WELT – 101 Bundespolizisten begleiten Abschie-
bung von 46 Afghanen (15.08.2018) 
 
Bayerischer Flüchtlingsrat – Sammelabschiebung 
nach Afghanistan: Unter den Betroffenen waren 
mehrere schwer kranke Personen (15.08.2018) 
 

UNHCR – UNHCR Eligibility Guidelines for As-
sessing the International Protection Needs of Asy-
lum-Seekers from Afghanistan (30.08.2018) 
(englisch)  
 
 
PRO ASYL – Nächster Abschiebeflieger nach Kabul 
am Dienstag trotz katastrophaler Lage? 
(10.09.2018) 
 
Amnesty International – Kabul ist nicht sicher: Am-
nesty fordert sofortigen Abschiebungsstopp 
(10.09.2018) 
 
MiGAZIN – 17 Menschen nach Afghanistan abge-
schoben (13.09.2018) 
 
SPIEGEL ONLINE – Abschiebeflug aus Deutschland 
landet in Kabul (03.10.2018) 
 
Forderungen der Sozialdemokratischen In-
nenressorts an den Bund 
Am 16.08.2018 luden die innenpolitische Spreche-
rin der hessischen SPD-Fraktion, Nancy Faeser, 
und der Niedersächsische Minister für Inneres und 
Sport, Boris Pistorius, zu einer Konferenz der Mi-
nisterinnen und Senatorinnen der SPD-geführten 
Innenressorts nach Wiesbaden. Der Pressemittei-
lung des Niedersächsischen Innenministeriums 
vom 16.08.2018 ist zu entnehmen, dass die Konfe-
renzteilnehmerinnen zum Thema Rückführungen 
ein Forderungspapier an das Bundesinnenministe-
rium beschlossen. Das Papier beinhaltet unter an-
derem Forderungen zu Verbesserungen bei der 
Passersatzpapierbeschaffung und der Erhöhung 
der Akzeptanz von Chartermaßnahmen. Außer-
dem fordern die A-Innenministerinnen und -sena-
torinnen mehr personelle Ressourcen für die Be-

https://www.tagesschau.de/ausland/ruecknahmeabkommen-103.html
https://www.tagesschau.de/ausland/ruecknahmeabkommen-103.html
https://www.sueddeutsche.de/politik/verteilung-von-fluechtlingen-salvini-knuepft-abkommen-mit-seehofer-an-bedingungen-1.4130812
https://www.sueddeutsche.de/politik/verteilung-von-fluechtlingen-salvini-knuepft-abkommen-mit-seehofer-an-bedingungen-1.4130812
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/der-rechtsstaat-wird-gezielt-ausgehebelt/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/der-rechtsstaat-wird-gezielt-ausgehebelt/
https://www.welt.de/politik/deutschland/article181189250/Afghanistan-101-Bundespolizisten-begleiten-Abschiebung-von-46-Afghanen.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article181189250/Afghanistan-101-Bundespolizisten-begleiten-Abschiebung-von-46-Afghanen.html
https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/beitrag/items/sammelabschiebung-nach-afghanistan-unter-den-betroffenen-waren-mehrere-schwer-kranke-personen.html
https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/beitrag/items/sammelabschiebung-nach-afghanistan-unter-den-betroffenen-waren-mehrere-schwer-kranke-personen.html
https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/beitrag/items/sammelabschiebung-nach-afghanistan-unter-den-betroffenen-waren-mehrere-schwer-kranke-personen.html
http://www.refworld.org/docid/5b8900109.html
http://www.refworld.org/docid/5b8900109.html
http://www.refworld.org/docid/5b8900109.html
http://www.refworld.org/docid/5b8900109.html
http://go.proasyl.de/nl/o56x/l638h.html?m=AL8AABYNrYQAAbXG-24AAFp_43UAAAAAEhMAFwxdAAS0dQBblirmoX-CRW2LQUaUx0TpTZdLWwAEgik&b=6505c9a9&e=b2f79afd&x=GUg-Fgcs0ZNZlpE6oTM7sg
http://go.proasyl.de/nl/o56x/l638h.html?m=AL8AABYNrYQAAbXG-24AAFp_43UAAAAAEhMAFwxdAAS0dQBblirmoX-CRW2LQUaUx0TpTZdLWwAEgik&b=6505c9a9&e=b2f79afd&x=GUg-Fgcs0ZNZlpE6oTM7sg
http://go.proasyl.de/nl/o56x/l638h.html?m=AL8AABYNrYQAAbXG-24AAFp_43UAAAAAEhMAFwxdAAS0dQBblirmoX-CRW2LQUaUx0TpTZdLWwAEgik&b=6505c9a9&e=b2f79afd&x=GUg-Fgcs0ZNZlpE6oTM7sg
https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/afghanistan-kabul-ist-nicht-sicher-amnesty-fordert-sofortigen-abschiebungsstopp
https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/afghanistan-kabul-ist-nicht-sicher-amnesty-fordert-sofortigen-abschiebungsstopp
https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/afghanistan-kabul-ist-nicht-sicher-amnesty-fordert-sofortigen-abschiebungsstopp
http://www.migazin.de/amp/2018/09/13/muenchen-17-menschen-nach-afghanistan-abgeschoben/
http://www.migazin.de/amp/2018/09/13/muenchen-17-menschen-nach-afghanistan-abgeschoben/
http://www.spiegel.de/politik/ausland/afghanistan-abschiebeflug-aus-deutschland-landet-in-kabul-a-1231393.html
http://www.spiegel.de/politik/ausland/afghanistan-abschiebeflug-aus-deutschland-landet-in-kabul-a-1231393.html
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gleitung von Flugabschiebungen durch die Bun-
despolizei und eine Verstärkung der Bemühungen 
des Bundesinnenministers bei den Rücknahmeab-
kommen mit den entsprechenden Aufnahmelän-
dern.   
 
Niedersächsisches Ministerium für Inneres und 
Sport - Sozialdemokratische Innenminister und Se-
natoren treffen sich in Wiesbaden (16.08.2018) 
 
Konferenz der SPD-Geführten Innenressorts – For-
derung der A-Länder an den Bund zu bestehenden 
länderübergreifenden Problemen bei Rückführun-
gen vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländerinnen 
und Ausländer (16.08.2018) 
 
 
Bleiberechtsinitiative für Opfer rassistischer 
Gewalt in Bremen 
Die Bremische Bürgerschaft nahm in ihrer Sitzung 
vom 29.08.2018 einen Antrag der Fraktionen 
Bündnis 90/Die Grünen, SPD und DIE LINKE vom 
12.06.2018 an. Der Senat wurde angewiesen im 
Bundesrat den laufenden Entschließungsantrag 
der Bundesländer Thüringen, Berlin und Branden-
burg vom 13.03.2018 zu unterstützen, in welchem 
ein humanitäres Bleiberecht für Opfer rechtsext-
remistischer und rassistischer Gewalt und eine Er-
weiterung des Rechtsanspruchs auf Duldung in § 
60a Absatz 2 Satz 2 AufenthG vorgeschlagen wird. 
Des Weiteren solle der Senat sicherstellen, dass 
die Ausländerbehörden in Bremen und Bremer-
haven sofort über Ermittlungen in Fällen rechter 
und rassistisch motivierter Gewaltstraftaten infor-
miert werden und von den bestehenden Möglich-
keiten der Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen 
und Duldungen für die Opfer auf der Grundlage 
des Aufenthaltsgesetzes vollumfänglich Gebrauch 
machen. 
 
Grüne, SPD, Linke in der Bremischen Bürgerschaft 
(Landtag) – Antrag auf humanitäres Bleiberecht 
für Opfer rechtsextremistischer und rassistischer 
Gewalt (Drucksache 19/1791) (12.06.2018) 
 
Thüringen, Berlin im Bundesrat – Antrag auf Ent-
schließung des Bundesrates: Humanitäres Bleibe-
recht für Opfer rechtsextremistischer und rassisti-

scher Gewalt und Erweiterung des Rechtsan-
spruchs auf Duldung in § 60a Absatz 2 AufenthG 
(Drucksache 79/18) (13.03.2018) 
 
 
Mangelhafte Software des BAMF 
Netzpolitik.org berichtete am 20.08.2018 über die 
Anwendung von Dialektanalysesoftware bei Asyl-
entscheidungen. Das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) verwende diese preisge-
krönte Software, um Asylentscheiderinnen in ihrer 
Beurteilung, ob die Betroffenen das korrekte Her-
kunftsland angeben, zu unterstützen. Die Autorin 
des Beitrages, Anna Biselli, kritisiert die Anwen-
dung, da die Fehlerquote nach anfänglich sogar 
zwanzig immer noch fünfzehn Prozent betrage. 
Zusätzlich zu der Fehlerquote des Systems sei das 
schlecht geschulte Personal ein Problem, da viele 
die stochastische Analyse nicht korrekt zu inter-
pretieren wüssten. Die Software sei eine weitere 
Fehlerquelle, die zur ohnehin hohen Quote der 
rechtlich falschen Entscheidungen des BAMF noch 
beitrage. Vermeintlich objektive Ergebnisse wür-
den nur helfen schlechte Entscheidungen zu legiti-
mieren. Dies dürfe bei Entscheidungen über Men-
schenleben nicht sein. 
 
Netzpolitik.org – Das BAMF will seine Probleme 
mit Technik lösen – und macht alles noch schlim-
mer (20.08.2018) 
 
Resettlement für 300 Flüchtlinge in Libyen 
Laut einer Aufnahmeanordnung des Bundesinnen-
ministeriums vom 06.07.2018 hat die Bundesre-
publik Deutschland sich bereiterklärt, 300 „beson-
ders Schutzbedürftige“ Menschen aus Libyen auf-
zunehmen. Dies soll im Rahmen eines Resettle-
mentverfahrens in Zusammenarbeit mit dem UN-
HCR geschehen, der über eine Einrichtung im 
Nachbarland Niger einen Evakuierungsmechanis-
mus konzipiert hat. Die Ausgewählten müssen sy-
rische, irakische, eritreische oder somalische 
Staatsangehörige oder Palästinenserinnen und 
vom UNHCR als Flüchtlinge anerkannt sein. Die 
Auswahl soll insbesondere nach den Kriterien der 
Wahrung der Familieneinheit, der familiären oder 
sonstigen integrationsförderlichen Bindung in 
Deutschland, der Integrationsfähigkeit und dem 
Grad der Schutzbedürftigkeit erfolgen. Vor dem 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Rueckkehr/PI_138_Minister_Pistorius_zu_Ergebnissen_der_A-IMK_in_Wiesbaden.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Rueckkehr/PI_138_Minister_Pistorius_zu_Ergebnissen_der_A-IMK_in_Wiesbaden.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Rueckkehr/PI_138_Minister_Pistorius_zu_Ergebnissen_der_A-IMK_in_Wiesbaden.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Rueckkehr/PI_138_Anlage_-_Forderungspapier_A-IMK.PDF
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Rueckkehr/PI_138_Anlage_-_Forderungspapier_A-IMK.PDF
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Rueckkehr/PI_138_Anlage_-_Forderungspapier_A-IMK.PDF
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Rueckkehr/PI_138_Anlage_-_Forderungspapier_A-IMK.PDF
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Rueckkehr/PI_138_Anlage_-_Forderungspapier_A-IMK.PDF
https://www.bremische-buergerschaft.de/drs_abo/2018-06-13_Drs-19-1715_c3aba.pdf
https://www.bremische-buergerschaft.de/drs_abo/2018-06-13_Drs-19-1715_c3aba.pdf
https://www.bremische-buergerschaft.de/drs_abo/2018-06-13_Drs-19-1715_c3aba.pdf
https://www.bremische-buergerschaft.de/drs_abo/2018-06-13_Drs-19-1715_c3aba.pdf
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2018/0001-0100/79-18.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2018/0001-0100/79-18.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2018/0001-0100/79-18.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2018/0001-0100/79-18.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2018/0001-0100/79-18.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2018/0001-0100/79-18.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://netzpolitik.org/2018/das-bamf-will-seine-probleme-mit-technik-loesen-und-macht-alles-noch-schlimmer/
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Hintergrund, dass die Flüchtlinge zunächst in Nie-
dersachsen im Grenzdurchgangslager Friedland 
untergebracht werden sollen und von da aus nach 
dem Königsteiner Schlüssel auf die anderen Bun-
desländer verteilt werden, hat das Niedersächsi-
sche Innenministerium am 26.07.2018 einen Be-
gleiterlass herausgegeben, der den politischen 
Hintergrund sowie das weitere Verfahren der Auf-
nahme erläutert. Die Caritas Friedland hat auf ih-
rer themenbezogenen Website weitere Informati-
onen zusammengestellt.  
In einem Beitrag vom 17.08.2018 kritisiert der 
Flüchtlingsrat Niedersachsen diese Aufnah-
memaßnahme als Feigenblatt für eine weiterhin 
menschenverachtende EU-Flüchtlingspolitik im 
Mittelmeer. Man solle die Auserwählten willkom-
men heißen, aber die Verlogenheit der Politik wei-
ter brandmarken. 
 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei-
mat – Anordnung für die Aufnahme von Schutzbe-
dürftigen aus Libyen im Rahmen eines Evakuie-
rungsmechanismus (06.07.2018) 
 
Niedersächsisches Ministerium für Inneres und 
Sport – Aufnahme von Schutzbedürftigen aus Li-
byen im Rahmen eines Evakuierungsmechanismus 
(26.07.2018) 
 
resettlement.de – Evakuierung aus Libyen: Resett-
lement für bis zu 300 Personen nach Deutschland 
 
Flüchtlingsrat Niedersachsen – Mit Resettlement 
gegen Seenotrettung (17.08.2018) 
 
 
Beratung des Bundesrates über den Gesetz-
entwurf zur Erweiterung der Liste der „siche-
ren Herkunftsländer“ 
Am 21.09.2018 berichtete tagesschau.de über die 
Beratung des Bundesrates zum Gesetzentwurf der 
Bundesregierung, der Tunesien, Algerien, Ma-
rokko und Georgien zu sogenannten sicheren Her-
kunftsstaaten erklären soll. In der Länderkammer 
gebe es Vorbehalte, weswegen eine Empfehlung 

des Innenausschusses zur Aufnahme von Verhand-
lungen mit den vier Staaten keine Mehrheit gefun-
den habe. Eine endgültige Abstimmung im Bun-
desrat wird allerdings erst nach weiteren Beratun-
gen im Bundestag stattfinden. Das Deutsche Insti-
tut für Menschenrechte kommt in einer Stellung-
nahme vom 20.09.2018 zu dem Schluss, dass aus 
menschen- und flüchtlingsrechtlicher Perspektive 
der Gesetzentwurf abzulehnen sei. Das Konzept 
der sicheren Herkunftsstaaten sei an sich schon 
rechtsstaatlich bedenklich und auch unter den 
Maßstäben des Bundesverfassungsgerichts und 
der EU-Richtlinie 2013/32/EU ließe die menschen-
rechtliche Lage in den vier Staaten eine Einord-
nung als sichere Herkunftsstaaten nicht zu. 
PRO ASYL kritisierte das Gesetzesvorhaben in ei-
ner Pressemitteilung und einem ausführlicheren 
News-Artikel vom 21.09.2018. Die Organisation 
fordert vom Bundesrat, den Gesetzentwurf abzu-
lehnen und begründet das konkret mit den man-
gelnden verfassungsrechtlichen Voraussetzungen, 
einer Grundsatzentscheidung des Gerichtshofes 
der EU, dem Mangel an effektivem Rechtsschutz 
für „besondere vulnerable Gruppen“ und den 
künstlich heruntergerechneten Anerkennungsquo-
ten. 
 
tagesschau.de – Keine Mehrheit für sichere Her-
kunftsstaaten (21.09.2018) 
 
Deutsches Institut für Menschenrechte – Stellung-
nahme zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur Einstufung von Georgien, Algerien, Marokko 
und Tunesien als sichere Herkunftsstaaten 
(20.09.2018) 
 
PRO ASYL – Gesetzentwurf zu »sicheren Herkunfts-
ländern« ist rechtswidrig (21.09.2018) 
 
PRO ASYL – Neuer Anlauf für einen rechtswidrigen 
Gesetzentwurf: Erweiterung der »sicheren Her-
kunftsländer« (21.09.2018) 
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Nordrhein-Westfalen 

Fragen und Antworten zum Fall Sami A. 
Mit Beschluss vom 15.08.2018 (Az. 17 B 1029/18) 
bestätigte das Oberverwaltungsgericht (OVG) 
NRW die Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
(VG) Gelsenkirchen über die Rückholung des wi-
derrechtlich abgeschobenen Sami A. aus Tunesien 
(Az. 8 L 1315/18). Anlässlich dieses Beschlusses 
veröffentlichte das OVG am selben Tag eine Liste 
mit Fragen und Antworten zu dem juristisch kom-
plexen wie hochbrisanten Fall. Das OVG betont, 
dass das VG Gelsenkirchen – wohl auf Anweisung 
des Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration (MKFFI)NRW – nicht über die zeit-
nahe Abschiebung informiert worden sei, obwohl 
man bei den Behörden angefragt habe.  
Die Präsidentin des OVG NRW, Ricarda Brandts, 
sei der Ansicht, dass hier bewusst die Grenzen des 
Rechtsstaates ausgetestet wurden. Dies geht aus 
einem dpa-Interview hervor, worüber tages-
schau.de am 16.08.2018 berichtete. Brandts sehe 
das vertrauliche Verhältnis zwischen Behörden 
und Gerichten gefährdet und finde die gezielte Of-
fenbarung von „halben Wahrheiten“ nicht hin-
nehmbar. Derweil berichtete die taz am 
23.08.2018 unter Berufung auf die Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Lin-
ken im Bundestag, dass das Bundesinnenministe-
rium (BMI) bereits am 09.07.2018 von der Bundes-
polizei über die geplante Rückführung am 
13.07.2018 informiert worden sei. Auf Nachfrage 
des Gerichts hatte das BAMF den Termin der Ab-
schiebung nicht mitgeteilt. Linken-Abgeordnete 
Ulla Jelpke kritisierte, dass das BMI bewusst eine 
illegale Abschiebung habe geschehen lassen. 
Die Abschiebung von Sami A. war auch Thema in 
zwei Sondersitzungen des Landtags. In einer ge-
meinsamen Sitzung des Rechts- und des Integrati-
onsausschusses am 20.07.2018 erklärte der 
Flüchtlingsminister Dr. Stamp nach Angaben der 
WZ vom 22.07.2018, dass er am 13.07.2018 um 
kurz vor 9.00h vom Beschluss des VG Gelsenkir-
chen hinsichtlich des Abschiebungsverbots erfah-
ren habe. Zu diesem Zeitpunkt sei er davon ausge-

gangen, dass die Abschiebung bereits abgeschlos-
sen gewesen sei. Deshalb habe er keine Möglich-
keit des Eingreifens mehr gesehen. 
In der Sondersitzung des Rechtsausschusses des 
Landes NRW am 27.08.2018 zur Abschiebung von 
Sami A. plädierte Justizminister Peter Biesenbach 
dafür, das Thema zu „versachlichen“. Es sei keine 
Krise des Rechtsstaates zu erkennen und das Ver-
halten anderer Ministerinnen sowie richterliche 
Entscheidungen habe er nicht zu kommentieren.  
Die Süddeutsche Zeitung berichtete am 
26.09.2018, dass es noch keine abschließende Lö-
sung im Fall Sami A. gebe.  
 
Oberverwaltungsgericht NRW - Beschluss 17 B 

1029/18 (15.08.2018) 

Oberverwaltungsgericht NRW – Fragen und Ant-

worten zum Fall Sami A. aus Anlass des Beschlus-

ses des OVG NRW vom 15. August 2018 - 17 B 

1029/18 - (15.08.2018) 

tagesschau.de – „Grenzen des Rechtsstaates aus-

getestet“ (16.08.2018) 

Bundesregierung – Antwort auf Kleine Anfrage – 

Abschiebung von Sami A. nach Tunesien (Drucksa-

che 19/3911) (22.08.2018) 

taz – Seehofer ließ Abschiebung laufen 

(23.08.2018) 

Westdeutsche Zeitung – Abschiebung von Sami A. 

hätte noch gestoppt werden können (22.07.2018) 

Landtag NRW – Sondersitzung: Rechtsausschuss 

befasst sich mit Abschiebung von Sami A. 

(27.08.2018) 

Süddeutsche Zeitung – Abgeschobener Islamist. 

Wohin mit Sami A.? (26.08.2018) 

 
 

http://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2018/17_B_1029_18_Beschluss_20180815.html
http://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2018/17_B_1029_18_Beschluss_20180815.html
http://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/35_180815/index.php
http://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/35_180815/index.php
http://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/35_180815/index.php
http://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/35_180815/index.php
https://www.tagesschau.de/inland/sami-a-115.html
https://www.tagesschau.de/inland/sami-a-115.html
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/039/1903911.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/039/1903911.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/039/1903911.pdf
https://www.taz.de/Der-Fall-Sami-A/!5530340/
https://www.taz.de/Der-Fall-Sami-A/!5530340/
http://www.wz.de/lokales/nrw/abschiebung-von-sami-a-haette-noch-gestoppt-werden-koennen-1.2728751
http://www.wz.de/lokales/nrw/abschiebung-von-sami-a-haette-noch-gestoppt-werden-koennen-1.2728751
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/GB_II/II.1/Pressemitteilungen-Informationen-Aufmacher/Pressemitteilungen-Informationen/Pressemitteilungen/2018/08/2708_Sondersitzung_Rechtsausschuss_Fall_Sami_A..jsp
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/GB_II/II.1/Pressemitteilungen-Informationen-Aufmacher/Pressemitteilungen-Informationen/Pressemitteilungen/2018/08/2708_Sondersitzung_Rechtsausschuss_Fall_Sami_A..jsp
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/GB_II/II.1/Pressemitteilungen-Informationen-Aufmacher/Pressemitteilungen-Informationen/Pressemitteilungen/2018/08/2708_Sondersitzung_Rechtsausschuss_Fall_Sami_A..jsp
https://www.sueddeutsche.de/politik/abgeschobener-islamist-wohin-mit-sami-a-1.4146056
https://www.sueddeutsche.de/politik/abgeschobener-islamist-wohin-mit-sami-a-1.4146056
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Krefeld und Bielefeld wollen aus Seenot geret-
tete Flüchtlinge aufnehmen 
Nachdem sich die Städte Köln, Bonn und Düssel-
dorf bereiterklärt hatten Menschen, die auf dem 
Mittelmeer gerettet wurden, aufzunehmen, 
schrieb auch der Oberbürgermeister der Stadt 
Krefeld, Frank Meyer, am 03.08.2018 einen Brief 
an die Bundeskanzlerin. Krefeld wolle dem Bei-
spiel der drei Städte folgen und ein klares Signal 
für das Grundrecht auf Asyl und die Integration 
Geflüchteter senden. Des Weiteren wolle man 
eine entsprechende Initiative des Deutschen Städ-
tetages sowie des Europäischen Ausschusses der 
Regionen anstoßen. 
Auf Initiative von „Geflüchtete Willkommen 
in Bielefeld“ schloss sich auch Bielefelds Oberbür-
germeister Pit Clausen am 20.08.2018 durch einen 
offenen Brief an die Bundeskanzlerin dem Appell 
an und erklärte, dass er dem Bielefelder Rat vor-
schlagen will, insbesondere Kinder und Jugendli-
che, die als Flüchtlinge in Seenot geraten sind, au-
ßerhalb der Erfüllungsquote aufzunehmen. 
Scharfe Kritik erntete er dafür von Jens Gnisa, Di-
rektor des Bielefelder Amtsgerichts und Vorsitzen-
der des Deutschen Richterbundes, der sich mit ei-
nem Offenen Brief vom 22.08.2018 an den OB 
wandte. Gnisa befürchtet eine Überlastung der 
Gerichte. Er geht davon aus, dass durch solche 

Vereinbarungen die Zahl der Toten im Mittelmeer 
steigen würde, da noch mehr Menschen „unter In-
kaufnahme ihrer Notlage auf See über[setzen], um 
sich ein illegales Einwanderungsrecht nach Europa 
zu verschaffen“. Clausen kritisierte dagegen, dass 
Gnisa als Richter und Gerichtsdirektor sich mit po-
litischen Themen zurückhalten müsse, da er sich 
ein Gehör verschaffe, welches er als Privatmensch 
so nicht erreichen würde. Das Westfalenblatt  
berichtete über diese Auseinandersetzung am 
23.08.2018. Im Hauptausschuss des Bielefelder 
Rates stimmte die Mehrheit für den Vorstoß Clau-
sens, wie das Westfalen Blatt am 19.09.2018 be-
richtete.  
 
Frank Meyer, OB Krefeld - Brief an die Bundeskanz-
lerin (03.08.2018) 
 
Pit Clausen, OB Bielefeld – Brief an die Bundes-
kanzlerin (20.08.2018) 
 
Westfalen-Blatt - Gnisa attackiert Clausen 
(23.08.2018) 
 
Westfalen-Blatt – Hauptausschuss stimmt für Auf-
nahme von im Mitteelmeer geretteten minderjäh-
rigen Flüchtlingen. Mehrheit unterstützt Clausens 
Vorstoß (19.09.2018) 

Rechtsprechung und Erlasse

BVerwG bestätigt Abschiebungsverbot nach 
Bulgarien für anerkannte Flüchtlinge/subsidiär 
Schutzberechtigte 
Am 20.08.2018 wies das BVerwG (Az: 1 B 18.18) 
die Beschwerde des Bundesamts für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) gegen die Nichtzulassung 
der Revision gegen eine Entscheidung des Ober-
verwaltungsgerichts (OVG) Lüneburg (Az: 10 LB 
82/17) zurück, nach der eine in Bulgarien aner-
kannte Schutzberechtigte, deren (erneuter) Asyl-
antrag in der Bundesrepublik Deutschland abge-
lehnt worden wart, derzeit nicht nach Bulgarien 
abgeschoben werden dürfe. Das Urteil des OVG 
Lüneburg ist damit rechtskräftig. 
Das OVG begründete seine Entscheidung von 
29.01.2018 mit der Mangelsituation, die einer 

Asylbewerberin in Bulgarien mit hoher Wahr-
scheinlichkeit drohe, wenn diese vollständig von 
staatlicher Unterstützung abhängig ist.  
Der Flüchtlingsrat Niedersachsen forderte am 
03.09.2018 auf seiner Webseite das BAMF auf, die 
OVG-Rechtsprechung in allen Fällen umzusetzen, 
da Bulgarien keine hinreichenden Lebensbedin-
gungen für Schutzberechtigte biete und auch in 
Dublin-Verfahren das Selbsteintrittsrecht auszu-
üben. Mit Erlass vom 05.09.2018 hat das nieder-
sächsische Ministerium für Inneres und Sport die 
Ausländerbehörden angewiesen, von Abschiebun-
gen Schutzberechtigter nach Bulgarien abzusehen. 
 
OVG Lüneburg - Urteil 10 LB 82/17 (29.01.2018) 
 
BVerwG - Beschluss 1 B 18.18 (20.08.2018) 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/EU_Asylpolitik/20180803_OB_an_Kanzlerin.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/EU_Asylpolitik/20180803_OB_an_Kanzlerin.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/EU_Asylpolitik/Brief_an_BKin_Merkel.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/EU_Asylpolitik/Brief_an_BKin_Merkel.pdf
https://www.westfalen-blatt.de/OWL/Bielefeld/Bielefeld/3441683-Amtsgerichtsdirektor-zweifelt-an-Seenot-Rettungsplaenen-des-Oberbuergermeisters-Gnisa-attackiert-Clausen
https://www.westfalen-blatt.de/OWL/Bielefeld/Bielefeld/3441683-Amtsgerichtsdirektor-zweifelt-an-Seenot-Rettungsplaenen-des-Oberbuergermeisters-Gnisa-attackiert-Clausen
https://www.westfalen-blatt.de/OWL/Bielefeld/Bielefeld/3482357-Hauptausschuss-stimmt-fuer-Aufnahme-von-im-Mitteelmeer-geretteten-minderjaehrigen-Fluechtlingen-Mehrheit-unterstuetzt-Clausens-Vorstoss
https://www.westfalen-blatt.de/OWL/Bielefeld/Bielefeld/3482357-Hauptausschuss-stimmt-fuer-Aufnahme-von-im-Mitteelmeer-geretteten-minderjaehrigen-Fluechtlingen-Mehrheit-unterstuetzt-Clausens-Vorstoss
https://www.westfalen-blatt.de/OWL/Bielefeld/Bielefeld/3482357-Hauptausschuss-stimmt-fuer-Aufnahme-von-im-Mitteelmeer-geretteten-minderjaehrigen-Fluechtlingen-Mehrheit-unterstuetzt-Clausens-Vorstoss
https://www.westfalen-blatt.de/OWL/Bielefeld/Bielefeld/3482357-Hauptausschuss-stimmt-fuer-Aufnahme-von-im-Mitteelmeer-geretteten-minderjaehrigen-Fluechtlingen-Mehrheit-unterstuetzt-Clausens-Vorstoss
http://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=MWRE180000396&st=null&showdoccase=1
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2018/09/BVerwG-20.8.2018-BVerwG-1-B-18.18.pdf


Schnellinfo 07/2018 Flüchtlingsrat NRW e.V. Seite 10 von 14 
 

Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum, Tel.: 0234/5873156, Fax: 0234/587315-75 
E-Mail: info@frnrw.de, Homepage: www.frnrw.de 

Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft, Köln, BLZ 370 205 00, Konto Nr. 8 05 41 00 

 
Flüchtlingsrat Niedersachsen - Bundesverwal-
tungsgericht weist Beschwerde des BAMF in Sa-
chen Bulgarien zurück (03.09.2018) 
 
Niedersächsisches Ministerium für Inneres und 
Sport – Abschiebungsvollzug von anerkannt 
Schutzberechtigten nach Bulgarien (05.09.2018) 
 
OVG NRW: Teilweise Nichtigkeit der Wohn-
sitzauflage in NRW 
Das Oberverwaltungsgericht (OVG) NRW hat in ei-
nem Urteil vom 04.09.2018 (Az: 18 A 256/18) die 
Wohnsitzauflage eines irakischen Flüchtlings auf-
gehoben und die Ausländer-Wohnsitzregelungs-
verordnung (AWoV) des Landes NRW für teilweise 
nichtig erklärt. Dies geht aus einer Pressemittei-
lung des OVG vom 04.09.2018 hervor. Die Klage 
des Irakers war zuvor vom Verwaltungsgericht 
(VG) Köln abgewiesen worden (Az: 11 K 5686/17). 
Nach Ansicht des OVG widerspricht die AWoV in 
Teilen Bundesrecht. Dies betrifft die Regelung, 
nach der Flüchtlinge der Gemeinde zugewiesen 
werden sollen, in der sie zum Zeitpunkt der Zuwei-
sung ihren tatsächlichen Wohnsitz unterhalten. 
Wie tagesschau.de am 04.09.2018 berichtete, 
hätte in NRW im Einzelfall überprüft werden müs-
sen, ob die Wohnsitzauflage tatsächlich integrati-
onsförderlich sei. Damit könne dieses Urteil rele-
vant für mehrere zehntausend Asylverfahren sein, 
sollten die Betroffenen beantragen, den Fall neu 
aufzurollen und die Einzelfallprüfung durchzuset-
zen.  
 
OVG NRW - Ausländer-Wohnsitzregelungsverord-
nung des Landes Nordrhein-Westfalen teilweise 
nichtig (04.09.2018) 
 
tagesschau.de - Wohnsitzauflage für Flüchtlinge 
gekippt (04.09.2018) 
 
 
Vollstreckung von Verpflichtungserklärungen 
Nachdem das Bundesverwaltungsgericht 
(BVerwG) mit Beschluss vom 18.04.2018 (Az: 1 B 
6.18) eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung 
der Revision gegen ein Urteil des Oberverwal-
tungsgerichts (OVG) NRW vom 08.12.2017 (Az: 18 

A 1125/16) zurückgewiesen hat, hat dieses Be-
stand. 
Das OVG hatte im Rahmen einer Berufung gegen 
ein Urteil des Verwaltungsgerichts Köln entschie-
den, dass bei Verpflichtungserklärungen, die im 
Rahmen der Landesaufnahmeprogramme für syri-
sche Flüchtlinge abgegeben wurden, in Ausnah-
mefällen eine Ermessensentscheidung bezüglich 
der Rückerstattungsforderungen von Lebensun-
terhaltskosten geboten sei. In atypischen Fällen 
könne von einer Rückerstattung seitens der Be-
hörden abgesehen werden. Beim zugrundeliegen-
den Sachverhalt war nach Ansicht des OVG ein sol-
cher atypischer Fall anzunehmen, weil nach der 
maßgeblichen Aufnahmeanordnung des Ministeri-
ums für Integration, Familie, Kinder, Jugend und 
Frauen des Landes Rheinland-Pfalz vom 30. Au-
gust 2013 und den zugehörigen Anwendungshin-
weisen vom 11. Oktober 2013 (Az.: 19 335-5:725*) 
der jeweilige Verpflichtungsgeber gegen Unter-
schrift ausführlich über die mögliche Dauer der 
eingegangenen Verpflichtung zu belehren war und 
in diesem Zusammenhang die mögliche Dauer der 
Verpflichtung nach den Anwendungshinweisen 
durch den Zeitraum der Aufnahme nach § 23 Abs. 
1 AufenthG bestimmt war. Die Verpflichtung sollte 
sich danach nicht auf den Zeitraum nach Zuerken-
nung der Flüchtlingseigenschaft und Anerkennung 
der Asylberechtigung erstrecken. 
Durch die Anerkennung als Schutzberechtigter sei 
grundsätzlich nicht von einer Änderung des Auf-
enthaltszwecks auszugehen, so dass die Haftung 
der Verpflichtungsgeberinnen auch danach greife. 
Mit der Entscheidung des BVerwG ist der Erlass 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
(BMAS) vom 16.03.2018 hinfällig. Der Erlass sah 
bis zur rechtlichen Klärung in diesem Verfahren 
eine befristete Niederschlagung von Vollstre-
ckungsmaßnahmen bezüglich Erstattungsforde-
rungen vor. 
 

BVerwG - Beschluss (Az: 1 B 6.18) (18.04.2018) 
 
OVG NRW - Urteil (Az: 18 A 1125/16) (08.12.2017) 
 
BMAS - Erlass (16.03.2018) 

https://www.nds-fluerat.org/34193/aktuelles/bundesverwaltungsgericht-weist-beschwerde-des-bamf-in-sachen-bulgarien-zurueck/
https://www.nds-fluerat.org/34193/aktuelles/bundesverwaltungsgericht-weist-beschwerde-des-bamf-in-sachen-bulgarien-zurueck/
https://www.nds-fluerat.org/34193/aktuelles/bundesverwaltungsgericht-weist-beschwerde-des-bamf-in-sachen-bulgarien-zurueck/
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2018/09/20180905-Erlass_Abschiebungsverbote-Bulgarien.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2018/09/20180905-Erlass_Abschiebungsverbote-Bulgarien.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2018/09/20180905-Erlass_Abschiebungsverbote-Bulgarien.pdf
http://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/38_1809041/index.php
http://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/38_1809041/index.php
http://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/38_1809041/index.php
https://www.tagesschau.de/inland/muenster-wohnortauflage-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/muenster-wohnortauflage-101.html
https://www.bverwg.de/180418B1B6.18.0
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2017/18_A_1125_16_Urteil_20171208.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/syrien/20180508184125344.pdf
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Zahlen und Statistik 

Beschulung von Kindern und Jugendlichen mit 
Fluchthintergrund 
Am 09.08.2018 beantwortete der Minister für Kin-
der, Familie, Flüchtlinge und Integration eine 
kleine Anfrage der Grünen-Abgeordneten Sigrid 
Beer und Berivan Aymaz bezüglich der Beschulung 
von geflüchteten Kindern und Jugendlichen in Lan-
desaufnahmeeinrichtungen. Zum 22.07.2018 ver-
weilten 1.140 von 3.189 minderjährigen Geflüch-
teten (0-17 Jahre) länger als drei Monate in den 
Unterbringungseinrichtungen des Landes.  Da sie 
dort nicht beschult werden, sehen die Fragestelle-
rinnen das Problem, dass Kindern und Jugendli-
chen das Recht auf Beschulung vorenthalten wird. 
 
Landesregierung NRW - Antwort auf die Kleine An-
frage 1278 vom 20.06.2018 "Wird geflüchteten 
Kindern und Jugendlichen das Recht auf Beschu-
lung vorenthalten?" (09.08.2018) 
 
Widerrufe/Rücknahmen des BAMF im 1. Halb-
jahr 2018 
Aus einer Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage von Linken-Abgeordneten zu er-
gänzenden Informationen zur Asylstatistik vom 
16.08.2018 (Drucksache 19/3839) geht hervor, 

dass das BAMF im 1. Halbjahr 2018 in nur 0,7% 
der geprüften Fälle Entscheidungen widerrufen 
bzw. zurückgenommen hat. In 42.991 von 43.298 
überprüften Fällen konnten die Betroffenen somit 
ihre Asylberechtigung, ihre Flüchtlingseigenschaft 
oder ihren subsidiären Schutz behalten. Eine der 
Fragestellerinnen, die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, kommentierte 
am 20.08.2018 auf ihrer Webseite diese Zahlen. 
Diese äußerst geringe Fehlerquote bei Anerken-
nungen bestätige, dass die Behauptungen über 
massenhaft falsche Asylanerkennungen falsch 
seien und das eigentliche Problem die hohe Zahl 
der unrechtmäßigen Ablehnungen sei, die dann 
durch die Gerichte korrigiert werden müssten.  
 
Bundesregierung - Antwort auf die Kleine Anfrage 
- Ergänzende Informationen zur Asylstatistik für 
das erste und zweite Quartal 2018 – Schwerpunkt-
fragen zu Widerrufsprüfungen (Drucksache 
19/3839) (16.08.2018) 
 
Ulla Jelpke - Die Zahlen zeigen es: Nicht Asylaner-
kennungen sondern Ablehnungen sind das Prob-
lem (20.08.2018) 
 

Materialien

Desperate Journeys – Bericht des UNHCR 
über Migration und Flucht nach Europa 
Der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Na-
tionen (UNHCR) hat im September 2018 den 
neuen Bericht über die Flucht- und Migrationsbe-
wegungen nach Europa herausgegeben. Der Be-
richt zeigt, dass die Zahl der Todesfälle im Mittel-
meer relativ gesehen gestiegen ist. Während zwi-
schen Januar und Juli 2017 noch jeder 42. Mensch 
auf der zentralen Mittelmeerroute ums Leben 
kam, war es im gleichen Zeitraum 2018 jeder 18. 
Des Weiteren stellt der Bericht die Gefahren auf 
dem Landweg nach Europa und in Europa selbst 

dar. Im Fazit fordert der UNHCR unter anderem si-
chere und legale Wege für international Schutzbe-
dürftige, stärkere Schutzmechanismen für Kinder 
und die Verbesserung der Seenotrettung im Mit-
telmeer. 
 
UNHCR - DESPERATE JOURNEYS Refugees and mi-
grants arriving in Europe and at Europe's borders 
(September 2018) (englisch) 
 
 

https://www.landtag.nrw.de/Dokumentenservice/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-3383.pdf
https://www.landtag.nrw.de/Dokumentenservice/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-3383.pdf
https://www.landtag.nrw.de/Dokumentenservice/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-3383.pdf
https://www.landtag.nrw.de/Dokumentenservice/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-3383.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/038/1903839.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/038/1903839.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/038/1903839.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/038/1903839.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/038/1903839.pdf
https://www.ulla-jelpke.de/2018/08/die-zahlen-zeigen-es-nicht-asylanerkennungen-sondern-ablehnungen-sind-das-proble/
https://www.ulla-jelpke.de/2018/08/die-zahlen-zeigen-es-nicht-asylanerkennungen-sondern-ablehnungen-sind-das-proble/
https://www.ulla-jelpke.de/2018/08/die-zahlen-zeigen-es-nicht-asylanerkennungen-sondern-ablehnungen-sind-das-proble/
http://www.unhcr.org/desperatejourneys/
http://www.unhcr.org/desperatejourneys/
http://www.unhcr.org/desperatejourneys/


Schnellinfo 07/2018 Flüchtlingsrat NRW e.V. Seite 12 von 14 
 

Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum, Tel.: 0234/5873156, Fax: 0234/587315-75 
E-Mail: info@frnrw.de, Homepage: www.frnrw.de 

Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft, Köln, BLZ 370 205 00, Konto Nr. 8 05 41 00 

Turn the Tide – Bericht des UNHCR über Bil-
dung von Flüchtlingskindern 
Der Bericht „Turn the Tide“ des Hohen Flüchtlings-
kommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) 
stellt die aktuelle Lage der Bildung für Flüchtlings-
kinder 2018 dar. Immer mehr Flüchtlingskinder 
haben demnach keine Möglichkeit, die Schule zu 
besuchen. Ende 2017 blieben rund vier Millionen 
Flüchtlingskinder unbeschult.  
UNHCR - Turn the Tide Refugee Education in Crisis 
(August 2018) (englisch) 
 
Arbeitshilfe zu Passbeschaffungskosten  
Die Gemeinnützige Gesellschaft zur Unterstützung 
Asylsuchender e.V. (GGUA) hat am 14.09.2018 
eine Arbeitshilfe zum Thema Passbeschaffungs-
kosten für Leistungsberechtigte nach SGB II her-
ausgegeben. Die GGUA geht in der Arbeitshilfe der 
Frage nach, ob Jobcenter oder das Sozialamt die 
teilweise extrem hohen Kosten für die Beschaf-
fung oder Verlängerung eines ausländischen Rei-
sepasses übernehmen müssen.  
 
GGUA – Passbeschaffungskosten für Leistungsbe-
rechtigte nach SGB II (14.09.2018) 
 
 
Broschüre zur kommunalen Integrationspolitik 
Die Kommunalakademie der Friedrich-Ebert-Stif-
tung möchte mit ihrer im Juli 2018 erschienenen 
Broschüre „Kommunale Integrationspolitik – Eine 
Handreichung für die kommunale Praxis“ kommu-
nalpolitisch engagierten Menschen helfen, gute 
kommunale Integrationspolitik zu machen. Der 
Autor Boris Kühn, seinerseits Flüchtlings- und In-
tegrationsbeauftragter der Stadt Mössingen, wirbt 
für eine ganzheitliche Integrationspolitik, die die 
verschiedenen Fachgebiete, Ressorts und Arbeits-
bereiche verbindet. Neben einer Darstellung der 
zentralen Themenfelder wird die kommunale In-
tegrationspolitik auch in einen historischen und 
politischen Zusammenhang gestellt. 
 
Boris Kühn, Kommunalakademie, Friedrich-Ebert-
Stiftung - Kommunale Integrationspolitik 
 
 

Integrationsbarometer des Sachverständigen-
rates deutscher Stiftungen für Integration und 
Migration (SVR) GmbH 
Alle zwei Jahre misst das SVR-Integrationsbarome-
ter das Integrationsklima in Deutschland. Für die 
aktuelle Erhebung wurden über 9.000 Menschen 
deutschlandweit befragt. Zwei Drittel davon ha-
ben einen Migrationshintergrund. Das SVR-Integ-
rationsbarometer konstatiert: „Stabiles Klima in 
der Integrationsrepublik Deutschland“. 
Demnach bewerten Menschen mit wie ohne Mig-
rationshintergrund das Zusammenleben in der 
Einwanderungsgesellschaft insgesamt weiterhin 
positiv. Dies gilt besonders dort, wo sie kulturelle 
Vielfalt im Alltag erleben.  
Das SVR-Integrationsbarometer 2018 hat zudem 
die Haltung zu Flüchtlingen abgefragt. Die meisten 
Befragten stimmen einer weiteren Flüchtlingsauf-
nahme zu, befürworten aber auch eine quantita-
tive Begrenzung.  
 
SVR - Stabiles Klima in der Integrationsrepublik 
Deutschland SVR-Integrationsbarometer 2018 
 
 
Studie: Einstellungen gegenüber Flüchtlingen 
sind differenziert und überwiegend positiv 
Die Ergebnisse der Kölner Flüchtlingsstudien des 
Instituts für Soziologie und Sozialpsychologie der 
Universität zu Köln zeigen eine weitgehend posi-
tive Einstellung in der deutschen Bevölkerung ge-
genüber Flüchtlingen. Die Forscherinnengruppe 
hat in drei Städten in jeweils zwei Wohngebieten 
mit einer Flüchtlingsunterkunft rund 2.200 An-
wohnerinnen befragt: in Hamburg (Harvestehude 
und Bergedorf), Köln (Ostheim und Rondorf) und 
Mülheim an der Ruhr (Mitte und Saarn). Ein weite-
res Ergebnis der Studie ist, dass Flüchtlingsunter-
künfte im eigenen Wohngebiet von der Mehrheit 
der Anwohnerinnen angenommen werden. 
 
Universität zu Köln –: Überwiegend positiv: Kölner 
Studie zeigt die Einstellungen der Bevölkerung zu 
Flüchtlingen im Zeitverlauf (17.09.2018) 
 

https://s3.amazonaws.com/unhcrsharedmedia/2018/Turn+the+Tide/Education-report-2018-Final-Embargo.pdf
https://s3.amazonaws.com/unhcrsharedmedia/2018/Turn+the+Tide/Education-report-2018-Final-Embargo.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/passbeschaffungskosten.doc.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/passbeschaffungskosten.doc.pdf
http://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Unterbringung/14585.pdf
http://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Unterbringung/14585.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Aktuell/SVR_Integrationsbarometer_2018.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Aktuell/SVR_Integrationsbarometer_2018.pdf
https://www.portal.uni-koeln.de/9015.html?&tx_news_pi1%5Bnews%5D=5047&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&cHash=27b4fa6e0f1dca722370acbbb9139df7
https://www.portal.uni-koeln.de/9015.html?&tx_news_pi1%5Bnews%5D=5047&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&cHash=27b4fa6e0f1dca722370acbbb9139df7
https://www.portal.uni-koeln.de/9015.html?&tx_news_pi1%5Bnews%5D=5047&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&cHash=27b4fa6e0f1dca722370acbbb9139df7
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Kurzstudie: „Welche Auswirkungen haben 
„Anker-Zentren?“ 
Anfang August 2018 sind in Bayern die ersten An-
kunfts-, Entscheidungs- und Rückführungszentren 
(„AnKER-Zentren“) in Betrieb gegangen. Weitere 
Einrichtungen in anderen Bundesländern sollen 
folgen. Die von mehreren Migrationsforscherin-
nen verfasste Kurzstudie „Welche Auswirkungen 
haben „Anker-Zentren“?“ des Mediendienstes In-

tegration nimmt zu einigen Fragen im Zusammen-
hang mit den AnKER-Zentren Stellung, z. B., ob 
Kommunen dadurch entlastet werden oder wel-
che Folgen die Unterbringung in AnKER-Zentren 
für Flüchtlinge hat. 
 
Mediendienst Integration – Welche Auswirkungen 
haben „Anker-Zentren“? Eine Kurzstudie für den 
Mediendienst Integration (August 2018) 
 
 

Termine 

 
08.10.2018 Schloß Holte-Stukenbrock Seminar „Traumasensibler Umgang mit Flüchtlingen“, Referentin: 

Dipl. Psychologin Irmgard Weishaupt, 17:30-20:30 Uhr, Ort: Rathaus Schloß Holte-Stukenbrock, 

Rathausstr. 2, Raum 129. Anmeldung bei Annalisa Mattei unter Ehrenamt2@frnrw.de. Weitere 

Informationen unter www.frnrw.de. 

08.10.2018 Bochum Vortrag und Diskussion Integration durch Sport „Netzwerke qualifizieren und stär-

ken!“, 18-21 Uhr, Referent: Klaus-Peter Uhlmann, Landessportbund NRW e.V., Ort: Jahrhundert-

haus Bochum, Alleestr. 80, Veranstalter: Stadtsportbund Bochum, Information und Anmeldung 

bis 28.09.18 unter www.sportbildungswerk-nrw.de. 

09.-10.11.2018 Wuppertal Praxistagung „Vielfalt achten! – Wege einer gemeinsamen Integrationsarbeit 

mit und für Geflüchtete“. Veranstalter: Landesweite Koordinierungsstelle Kommunale Integrati-

onszentren (LaKI), Institut für Kirche und Gesellschaft der Evangelischen Kirche von Westfalen 

(IKG), Kommunales Integrationszentrum (KI) Wuppertal. Ort: VillaMedia Gastronomie GmbH, 

Viehhofstraße 125, 42117 Wuppertal. Weitere Informationen unter www.kircheundgesell-

schaft.de. 

10.10.2018 Köln Fachtagung „Heimat.Identität.Nation – Nationalismus in der Migrationsgesellschaft“, 

10-17 Uhr, Ort: Alte Feuerwache, Melchiorstr. 3, Köln, Veranstalter: IDA-NRW, Anmeldung bis 

21.09.2018 über die Website und weitere Informationen unter www.ida-nrw.de. 

10.10.2018 Düsseldorf Fachtag „Der erste Augenblick entscheidet!? Die Rechte von geflüchteten Kindern 

und Jugendlichen unter den ordnungspolitischen Entwicklungen der letzten Jahre". Veranstalter: 

Freie Wohlfahrtspflege NRW. Zeit: 09:30 - 16:00. Ort: Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-

Lippe e.V., Lenaustraße 41, 40470 Düsseldorf. Weitere Informationen unter www.freiewohl-

fahrtspflege-nrw.de. 

12.10.2018 Köln Workshop für Multiplikator*innen „Selbstbestimmungsrechte junger Migrantinnen – 

gegen Zwangsverheiratung und andere familiäre Gewalt“. Veranstalter: agisra e.V. Zeit: 09:30-

14:30. Ort: agisra e.V., Martinstraße 20a, 50667 Köln. Weitere Informationen unter 

www.newsletter-webversion.de. 

13.10.2018 Bochum Fachtag „Solidarisch bleiben – Perspektiven für das Ehrenamt in der Flüchtlingsar-

beit in NRW“ des Flüchtlingsrats NRW, 09:30-13:30 Uhr, Ort: Evangelische Hochschule Rheinland-

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/ANKER_Zentren/Expertise_Anker-Zentren_August_2018.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/ANKER_Zentren/Expertise_Anker-Zentren_August_2018.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/ANKER_Zentren/Expertise_Anker-Zentren_August_2018.pdf
mailto:Ehrenamt2@frnrw.de
http://www.frnrw.de/
http://www.frnrw.de/
https://www.sportbildungswerk-nrw.de/bochum/angebote/qualifizierung/vereinsmanagement-1/vereinsentwicklung-und-marketing/besondere-themen-der-vereinsentwicklung/g2018-005-45700/
http://www.kircheundgesellschaft.de/das-institut/flucht-migration-integration/engagiert-in-vielfalt/
http://www.kircheundgesellschaft.de/das-institut/flucht-migration-integration/engagiert-in-vielfalt/
https://www.ida-nrw.de/veranstaltung/register/result/reguid/hmac/heimatidentitaetnation-nationalismus-in-der-migrationsgesellschaft/
https://www.freiewohlfahrtspflege-nrw.de/fileadmin/user_data/2018/2018-10-10_LAG-FW-Fachtag_Ausschreibung.pdf
https://www.freiewohlfahrtspflege-nrw.de/fileadmin/user_data/2018/2018-10-10_LAG-FW-Fachtag_Ausschreibung.pdf
http://www.newsletter-webversion.de/?c=0-1ivea-11lji20-iod


Schnellinfo 07/2018 Flüchtlingsrat NRW e.V. Seite 14 von 14 
 

Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum, Tel.: 0234/5873156, Fax: 0234/587315-75 
E-Mail: info@frnrw.de, Homepage: www.frnrw.de 

Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft, Köln, BLZ 370 205 00, Konto Nr. 8 05 41 00 

Westfalen-Lippe, Immanuel-Kant-Str. 18-20, Raum 119. Anmeldung und Informationen bei An-

nalisa Mattei unter Ehrenamt2@frnrw.de. 

19.10.-28.10.2018 Walberberg Herbstakademie für Jugendliche mit Fluchtgeschichte „Da mache ich 

mit“, Anmeldungen und Rückfragen bei Lena Wacker, Jugendakademie Walberberg, unter 02227 

90 90 217 oder wacker@jugendakademie.de. 

30.10.2018 Bonn Fachtag "Doppelt diskriminiert hält besser!" des Kompetenzzentrums Selbstbestimm-

tes Leben (KSL). Zeit: 10:00 – 16:30. Ort: Haus der Geschichte, Willy-Brandt-Allee 14, 53113 Bonn. 

Weitere Informationen unter www.frnrw.de. 

05.11.2018 Schloß Holte-Stukenbrock Seminar „Argumentieren gegen Stammtischparolen“, Referentin-

nen: ZuvielCourage, 17:30-20:30 Uhr, Ort: Rathaus Schloß Holte-Stukenbrock, Rathausstr. 2, 

Raum 129. Anmeldung bei Annalisa Mattei unter Ehrenamt2@frnrw.de. Weitere Informationen 

unter www.frnrw.de. 

09.11.-10.11.2018 Wuppertal Praxistagung „Vielfalt achten! – Wege einer gemeinsamen Integrationsar-

beit mit und für Geflüchtete. Chancen und Barrieren für Haupt- und Ehrenamt“, Ort: VillaMedia 

Gastronomie GmbH, Viehhofstr 123, Wuppertal, Veranstalter: LaKI NRW und Institut für Kirche 

und Gesellschaft. Weitere Informationen unter www.kircheundgesellschaft.de 

17.11.2018 Köln Workshop "Nutze dein Recht!" des LSVD-Projekts Queer Refugees Deutschland, Zeit:        
              13.00-17:00. Ort: Köln. Weitere Informationen unter www.schwules-netzwerk.de 

mailto:Ehrenamt2@frnrw.de
mailto:wacker@jugendakademie.de
https://www.frnrw.de/de/themen-a-z/infopool-lsbti/aktuelle-termine/artikel/f/r/fachtag-doppelt-diskriminiert-haelt-besser-30102018.html
mailto:Ehrenamt2@frnrw.de
http://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/artikel/f/r/05112018-schloss-holte-stukenbrock-argumentieren-gegen-stammtischparolen.html
http://www.kircheundgesellschaft.de/fileadmin/Dateien/Das_Institut/FMI_Engagiert-in-Vielfalt/09.10.11.2018_-_SaveTheDate_-_LaKI_und_IKG.pdf
https://schwules-netzwerk.de/workshops/

